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Mitteilungen der Psychotherapeuten- 
kammer Nordrhein-Westfalen

Psychische Gesundheit im Fokus – 10 Jahre Psychotherapeutenkammer NRW

Die Psychotherapeutenkammer NRW hat 
am 19.9.2012 ihr zehnjähriges Bestehen 
in Düsseldorf mit 150 Gästen aus Politik, 
Wissenschaft und Praxis gefeiert. Anläss­
lich der laufenden Beratungen zur Reform 
der Bedarfsplanung hatte die Kammer für 
Nordrhein-Westfalen 1.600 psychothera­
peutische Praxen zusätzlich gefordert und 
insbesondere die massive Benachteili­
gung der Großstädte im Ruhrgebiet kriti­
siert. Während sonst überall in Deutsch­
land 38,8 Psychotherapeuten je 100.000 
Einwohner zugelassen werden, müssen 
die Großstädte zwischen Duisburg und 
Dortmund mit 11,4 Psychotherapeuten je 
100.000 Einwohner auskommen. Psychi­
sche Erkrankungen seien im Ruhrgebiet 
aber keineswegs seltener als in allen ande­
ren deutschen Großstädten. „Das ist eine 
absurde Annahme, für die es keine fach­
liche Begründung gibt“, kritisierte Monika 
Konitzer, Präsidentin der Psychotherapeu­
tenkammer NRW, auf der Pressekonferenz.

NRW-Gesundheitsministerin Barbara Stef­
fens würdigte die konstruktive Zusammen­
arbeit mit der neuen Heilberufskammer, 

deren hohe fachliche Kompetenz immer 
geholfen habe. Mit der Kammer sei stets 
ein gemeinsamer Dialog über die Frage 
geführt worden: „Haben wir die Angebo­
te und Strukturen im Gesundheitssystem, 
die die Menschen brauchen?“ Sie mahnte, 
das Gegeneinander im System aufzubre­
chen und sich gemeinsam an einen Tisch 
zu setzen, um die zukünftigen Umbrüche 
zu bewältigen. Sie sehe auch die Aufga­
be, sich in der psychotherapeutischen 
Versorgung dem tatsächlichen Bedarf an­
zunähern. „Ich weiß, dass psychisch Kran­
ke noch lange nicht in jedem Landesteil 
zumutbare Wartezeiten haben“, stellte 
Ministerin Steffens fest. Annahmen, dass 
Menschen auf dem Land seltener psy­
chisch krank seien, seien „an den Haaren 
herbeigezogen“. Steffens sah die Aufgabe, 
an einer „Entschleunigung der Gesell­
schaft“ zu arbeiten. Die Unsicherheiten 
nähmen zu, die Frage „Wie kann ich meine 
Familie ernähren?“ sei immer schwieriger 
zu beantworten. Die Menschen müssten 
zunehmend für viele Dinge individuell die 
Verantwortung übernehmen. „Der Raum, 
um innezuhalten, ist häufig nicht mehr da.“

Die Psychotherapeutenkammer NRW hat­
te anlässlich ihres Jubiläums zu der Tagung 
„Psychische Gesundheit im Fokus“ einge­
laden, um aktuelle und zukünftige Proble­
me der Versorgung von psychisch kranken 
Menschen zu diskutieren. Präsidentin Mo­
nika Konitzer bedankte sich einleitend bei 
allen, „die uns als neue Heilberufskammer 
beigestanden und seit der Gründung un­
terstützt und das Hineinwachsen in das 
nordrhein-westfälische Gesundheitssys­
tem begleitet haben“. Das NRW-Gesund­
heitsministerium habe von Beginn an der 
Errichtung einer Psychotherapeutenkam­
mer aufgeschlossen gegenüber gestanden 
und mit Rat und organisatorischer Hilfe ih­
ren Aufbau begleitet. Die Psychotherpeu­
tenkammer NRW habe ebenfalls von der 
Unterstützung und den Erfahrungen der 
beiden Ärztekammern profitieren können. 
„Ich freue mich sagen zu können, dass 
sich inzwischen vielfältige und tragfähige 
Kooperationen zwischen unseren Kam­
mern entwickelt haben, die sich sicher 
noch vielfältiger und enger gestalten wer­
den“, betonte Präsidentin Monika Konitzer.

Zehn Jahre Psychotherapeutenkammer 
NRW hieße aber auch: mehr als zehn 

Podiumsdiskussion

Ministerin Barbara Steffens
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Jahre Arbeit daran, sich als Beruf selbst 
zu verwalten, die Berufe der Psychothera­
peutin und des Psychotherapeuten auszu­
gestalten und eine gemeinsame Identität 
herauszubilden, die bisher durch verschie­
dene psychotherapeutische Verfahren 
und berufliche Tätigkeitsfelder geprägt 
gewesen sei. Mit hohem ehrenamtlichen 
Engagement seien eine Satzung, eine Be­
rufsordnung, eine Fortbildungs- und eine 
Weiterbildungsordnung erarbeitet worden. 
All diese grundlegenden Regelungen seien 
von der Kammerversammlung einstimmig 
verabschiedet worden.

Prof. Dr. Rainer Richter, Präsident der Bun­
despsychotherapeutenkammer, erinnerte 
an die konstruktive Zusammenarbeit auf 
bundespolitischer Ebene, auf der die Vo­
ten der größten deutschen Psychothera­
peutenkammer „geschätzt und zuweilen 
auch gefürchtet“ gewesen seien. Dank des 
gemeinsamen Einsatzes aller Psychothe­
rapeutenkammern sei es z. B. gelungen, 
das Thema „Psychische Gesundheit und 
Arbeit“ so in der Öffentlichkeit durchzuset­
zen, dass Gesundheitspolitik, Krankenkas­
sen, Arbeitgeber und Gewerkschaften sich 
mittlerweile intensiv damit beschäftigen 
würden. Grundsätzliche gesellschaftliche 
Veränderungen der Flexibilisierung und 
Entgrenzung hätten bis weit in den priva­
ten Bereich hinein haltgebende Strukturen 
aufgelöst. Aufgabe der Gesundheitspolitik 
sei es deshalb nicht nur, die für die Ku­

ration notwendigen Behandlungsplätze zu 
schaffen, sondern auch immer stärker die 
Prävention psychischer Erkrankungen an­
zupacken.

Dr. Kristina Wulf, niedergelassene Kinder- 
und Jugendlichenpsychotherapeutin aus 
Köln, beschrieb den Stress, dem Kinder 
und Jugendliche heute durch alltägliche 
Probleme (z. B. schulische Probleme), 
Lebenskrisen (z. B. Scheidung) und ent­
wicklungsbedingte Probleme (z. B. Pu­
bertät) ausgesetzt sind. Immer stärker 
tauchten schulische Stressoren in den 
Schilderungen der Kinder auf, die manch­
mal jede Note als lebensentscheidend 
erleben würden, z. B. „Wenn ich die Ma­
thearbeit schlecht schreibe, bekomme 
ich eine schlechte Note auf dem Zeugnis. 
Und dann kann ich nicht zum Gymnasium 
und kriege keinen guten Job.“ Die Verän­
derungen des Arbeitsmarktes hätten dazu 
geführt, dass die berufliche Qualifikation 
schon ab der Kita beginne. Durch ein ver­
größertes Freizeitangebot habe es eine 
Beschleunigung des Alltags gegeben, der 
dazu führe, dass Kinder Arbeitstage von 
acht bis zehn Stunden hätten und sich wie 
Erwachsene beschäftigten. Das Konzept 
einer Kindheit verschwinde. Es fehle an 
Regenerationszeiten. Schließlich ginge der 
Anstieg des Stresserlebens nicht einher 
mit einer gleichzeitigen Entwicklung einer 
entsprechenden Bewältigungskompetenz. 
Die Auswirkungen würden Kinder aller Al­

tersstufen, aller Bildungsschichten und al­
ler sozialer Schichten betreffen. Besonders 
stressanfällig seien Kinder, die viel nach­
denken, mit hoher Leistungsorientierung, 
mit niedrigem Selbstwert und viel Stress 
im Umfeld.

Achim Dochat, Abteilungsleiter Psychologi­
sche Fachdienste bei der Bergischen Dia­
konie in Wuppertal, beschrieb die psycho­
therapeutische Versorgung von psychisch 
kranken Menschen mit schweren Beein­
trächtigungen. Nur etwa fünf Prozent der 
Patienten mit schweren und chronischen 
Psychoseerkrankungen erhielten eine 
psychotherapeutische Behandlung. Diese 
überraschend geringe Zahl hätte sich auch 
in den vergangenen Jahren nicht wesent­
lich verändert. „Dieser Befund muss uns 
wachrütteln!“, forderte Achim Dochat. 
„Er steht in diametralem Gegensatz zum 
Stand der Wissenschaft und zu fachlichen 
Empfehlungen.“ Die Leitlinien zur Schi­
zophreniebehandlung würden z. B. Psy­
chotherapie in allen Stadien empfehlen. 
Ambulante Behandlung sowohl akuter als 
auch schwerer und langzeitiger psychiatri­
scher Erkrankungen profitiere von Verzah­
nung und Abstimmung aller Beteiligten in 
Form von Case Management-Modellen. 
Eines der am besten abgesicherten Ergeb­
nisse der Versorgungsforschung sei der 
Einsatz multiprofessioneller Teams, die im 
Lebensumfeld betreuen, behandeln und 
Krisen managen. Leitlinien würden mul­

Monika Konitzer Dr. Kristina Wulf

Achim Dochat
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tiprofessionelle gemeindepsychiatrische 
Teams, aufsuchende Behandlung und 
Behandlungsteams mit Verantwortung für 
medizinsche und soziale Versorgung sowie 
Akutbehandlung zu Hause (home treat-
ment) empfehlen.

Psychotherapie von Menschen mit schwe­
ren und chronischen Psychoseerkrankun­
gen bedeute Langzeitbegleitung, thera­
peutisch qualifizierte kontinuierliche Be­
gleitung über u. U. längere Zeiträume mit 
wechselndem Fokus. Im Vordergrund stün­
den z. B. Stützung und Stabilisierung, Re­
duktion der Symptombelastung, Psycho­
edukation, Erarbeitung von Selbstschutz­
strategien, Training sozialer Kompetenzen, 
Bearbeitung familiärer Konflikte und sozi­
ale Reintegration. Schwer und chronisch 
psychisch kranke Menschen erführen 
ambulante Unterstützung in Institutionen 
der gemeindepsychiatrischen Grundver­
sorgung. Die würden in der Regel keine 
Psychotherapie vorsehen. Es bestehe oft 
ein relativ unverbundenes Nebeneinander 
von (medizinischem) Behandlungssystem 
(SGB V) und dem System der gemein­
depsychiatrischen Versorgung (SGB XII). 
Integrierte Versorgung biete eine Basis für 
Verhandlungen über innovative ambulante 
Modelle psychiatrischer Versorgung und 
die Chance, Psychotherapie zum regel­
haften Bestandteil der Versorgung schwer 
psychisch kranker Menschen zu machen. 
Integrierte Versorgung könne zusätzliche 
Behandlungskapazitäten außerhalb der li­
mitierten Regelversorgung schaffen.

Prof. Dr. Jürgen Margraf von der Ruhr-
Universität Bochum begann seinen Vortrag 
über die Versorgung psychisch kranker 
Menschen mit der Stigmatisierung seeli­
scher Leiden. Bei dieser Stigmatisierung 
würde das Personenmerkmal „psychisch 
krank“ zu einem sozial negativen Zeichen 
(„nicht normal“, „gefährlich“). Während 
man sich um körperlich Kranke beson­
ders kümmere, erführen psychisch Kranke 
einen Statusverlust und eine Diskriminie­
rung ihrer Person und ihres Leidens. Die 
weitreichende Skepsis gegenüber psychi­
schen Erkrankungen sei selbst unter Psy­
chiatern und Psychologen gut belegt, nicht 
zu vergessen die Abwertung und Stigma­
tisierung, mit der psychisch Kranke sich 
selbst belegen würden. Diese Stigmatisie­

rung führe noch heute in den USA zu Ein­
schränkungen der Grundrechte. Psychisch 
Kranke dürften dort in vielen Staaten we­
der wählen noch heiraten oder das Sorge­
recht für ihre Kinder beanspruchen.

Psychische Krankheiten seien alltägliche 
Erkrankungen und weit häufiger, als all­
gemein angenommen. Immer noch aber 
fehlten ambulant und stationär ausrei­
chend Behandlungsplätze. Psychische 
Störungen würden weltweit zu den wich­
tigsten Gründen für Beeinträchtigungen 
und Tod gehören. Sie würden früher be­
ginnen und chronischer verlaufen als lange 

angenommen. Über 50 Prozent der psy­
chischen Störungen würden vor dem 14. 
Lebensjahr beginnen, 50 bis 80 Prozent 
der Depressionen, Angst- und Essstörun­
gen würden sich als chronisch erweisen. 
Psychische Störungen seien Krankheiten, 
die zu schweren Beeinträchtigungen füh­
ren, bei denen Komorbidität die Regel und 
nicht die Ausnahme sei und die ein hohes 
individuelles Leid verursachen würden. 
Psychische Krankheiten würden aber aktu­
ell vor allem deshalb in den Fokus geraten, 
weil sie zu einer hohen Anzahl von Fehl­
tagen an Arbeitsplätzen und hohen Kos­
ten in der Kranken- und Rentenversiche­
rung sowie in den Unternehmen führen 
würden. Für die Behandlung psychischer 
Erkrankungen stünde mit der Psychothe­
rapie eine sehr wirksame Behandlungsme­
thode zur Verfügung, die auch nicht den 
Vergleich mit der Behandlung körperlicher 
Erkrankungen scheuen müsse. Psycho­
therapie habe insgesamt ein positives 
Kosten-Nutzen-Verhältnis, sie verringere 
die medizinischen Kosten, führe nach ein 
bis fünf Jahren zu Nettoeinsparungen und 
sei effektiver als medikamentöse Therapie.

In der abschließenden Podiumsdiskussion, 
die die WDR-Journalistin Sabine Brandi 
moderierte, diskutierten Akteure der Ge­
sundheitspolitik die Versorgungsrealität in 
NRW. Bernhard Brautmeier, Vorstand der 
KV Nordrhein, sah in den Wartezeiten ei­
nen „eindeutigen Indikator für eine unge­
nügende Versorgungsrealität“. Die Bedarfs­

Prof. Dr. Jürgen Margraf

Sabine Brandi
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planung verdiene ihren Namen nicht, weil 
nie ein tatsächlicher Bedarf ermittelt wor­
den sei. Er sagte voraus: „Die Sonderregi­
on Ruhrgebiet wird verschwinden.“ Andre­
as Hustadt, Leiter der NRW-Vertretung des 
Verbandes der Ersatzkassen, berichtete, 
dass seine Kassen bereits rund fünf Millio­
nen Euro für Psychotherapie in der Kosten­
erstattung ausgeben würden. Das müsse 
geändert werden. „Wir müssen die psycho­
therapeutische Versorgung in die Fläche 
bringen“, erklärte Hustadt. Dabei ginge es 
auch um die bessere Ausschöpfung von 
Kapazitäten und kürzere Therapien. „Die 
Psychotherapeuten müssen effektiver wer­
den. Dennoch brauchen wir auch mehr 

Psychotherapeuten.“ Dr. Klaus Reinhardt, 
Vizepräsident der Ärztekammer Westfalen-
Lippe, befürwortete, mit einer örtlichen 
psychotherapeutischen Praxis zusammen­
zuarbeiten. „Das kann ich nur empfehlen.“ 
Nicht alle Lebensprobleme würden aller­
dings einen psychotherapeutischen Bedarf 
darstellen.“ Dr. Julius Siebertz vom NRW-
Gesundheitsministerium betonte, dass es 
bei psychischen Störungen ambulant kein 
Auffangen der großen Krankheitslasten 
mehr gebe. „Diese schlagen voll auf die 
stationäre Versorgung durch.“ Dr. Elefthe­
ria Lehmann, Patientenbeauftragte der 
Landesregierung NRW, kritisierte, dass die 
Bürokratie in der Versorgung für psychisch 

kranke Menschen noch schwerer zu über­
winden sei als für körperlich Kranke. „Wir 
haben unüberwindbare Hürden für diese 
Menschen aufgebaut.“ Besondere Proble­
me sah sie in der psychotherapeutischen 
Versorgung von Menschen mit Migrations­
hintergrund und in einer gendergerechten 
psychotherapeutischen Versorgung. Moni­
ka Konitzer, Präsidentin der Psychothera­
peutenkammer NRW, mahnte, dass ohne 
zusätzliche psychotherapeutische Praxis­
sitze die Unterversorgung von psychisch 
kranken Menschen in NRW nicht lösbar 
sei. „Die Unterversorgung im Ruhrgebiet 
ist Sache von NRW. Dagegen müssen wir 
uns einsetzen.“

Abstinenzgebot: Entscheidungen in berufsgerichtlichen Verfahren

Vor dem Hintergrund eines hinreichenden 
Tatverdachts von schwerwiegenden Verlet­
zungen der Pflicht zur Abstinenz gemäß 
§ 6 der Berufsordnung der Psychothera­
peutenkammer NRW (BO) beantragte der 
Kammervorstand bisher in acht Fällen die 
Durchführung eines Verfahrens vor dem 
Berufsgericht. In allen Fällen folgte das Be­
rufsgericht dem Antrag der Kammer und 
eröffnete das Verfahren.

In zwei Verfahren wurden bereits rechts­
kräftige Urteile gesprochen. In dem ers­
ten Fall, der durch Urteil entschieden 
wurde, hatte der Psychotherapeut eine 
Woche nach Beendigung der Therapie 
eine sexuelle Beziehung zu einer ehema­
ligen Patientin aufgenommen. Nach den 
Feststellungen des Gerichts fanden über 
sechs Monate regelmäßige sexuelle Kon­
takte statt. Es wurde dem Beschuldigten 
vom Berufsgericht wegen der Verletzung 
seiner Berufspflichten eine Geldbuße in 
Höhe von € 10.000,00 auferlegt. Im Rah­
men der Strafzumessung wies das Gericht 
ausdrücklich darauf hin, dass ohne die zu 
Gunsten des Beschuldigten insgesamt in 
Rechnung zu stellenden Umstände durch­
aus eine höhere Geldstrafe in Betracht ge­
kommen wäre und es im Wiederholungs­
fall kaum bei einer Geldbuße geblieben 
wäre.

In dem zweiten Fall hatte die Patientin u. a. 
wegen der Folgen sexuellen Missbrauchs 

in der Kindheit bei dem Beschuldigten im 
Mai 2006 eine analytische Psychotherapie 
begonnen. Im Juli 2009 kam es in den Pra­
xisräumen zum Geschlechtsverkehr. Es trat 
eine erhebliche Verschlimmerung der psy­
chischen Symptomatik auf, die eine mehr­
monatige stationäre Behandlung in einer 
psychiatrischen Klinik erforderlich machte. 
Dem Beschuldigten wurde wegen der Ver­
letzung seiner Berufspflichten eine Geld­
buße in Höhe von € 20.000,00 auferlegt. 
Dabei hat das Berufsgericht berücksichtigt, 
dass in dem strafgerichtlichen Verfahren 
wegen eines Verstoßes gegen § 174c StGB 
bereits ein Strafbefehl zu einer Geldstrafe 
von 150 Tagessätzen zu je € 70,00 gegen 
den Psychotherapeuten erlassen worden 
war, der Beschuldigte im zivilgerichtlichen 
Verfahren an die ehemalige Patientin einen 
Betrag von € 15.000,00 zur Abgeltung von 
Schadenersatzansprüchen gezahlt und die 
Approbation des Beschuldigten von der 
Bezirksregierung (noch nicht rechtskräftig) 
widerrufen worden war. Der Entzug einer 
Approbation führt auch zum Verlust der 
KV-Zulassung.

In einem weiteren berufsgerichtlichen Ver­
fahren, dem schwerwiegende Vorwürfe 
wegen der Verletzung des Abstinenzge­
bots durch sexuelle Übergriffe gegenüber 
einer Patientin und die strafrechtliche 
Verurteilung zu einer Haftstrafe ohne Be­
währung zugrunde lagen, verzichtete der 
Kammerangehörige endgültig auf seine 

Approbation, wodurch das berufsgerichtli­
che Verfahren endete.

Zwei weitere berufsgerichtliche Verfahren 
wurden durch Einstellung gegen Geld­
auflage beendet. In einem Fall hatte der 
Psychotherapeut gegen das Abstinenz­
gebot verstoßen, indem er in zwei Fällen 
Patientinnen Massagen im Genitalbereich 
verabreicht hatte. Hier wurde das Verfah­
ren gegen eine Geldbuße in Höhe von 
€  6.000,00 eingestellt. In dem anderen 
Fall hatte ein Psychotherapeut versucht, 
über eine Patientin Informationen über 
die „SM-Szene“ zu erhalten bzw. mögli­
cherweise über die Patientin Zugang zu 
der Szene zu erlangen. Zu einem zu die­
sem Zweck vereinbarten Treffen zwischen 
Therapeut und ehemaliger Patientin kam 
es nicht. Das Verfahren wurde gegen eine 
Geldbuße in Höhe von € 3.000,00 einge­
stellt.

Geschäftsstelle

Willstätterstr. 10
40549 Düsseldorf
Tel. 0211 / 52 28 47-0
Fax 0211 / 52 28 47-15
info@ptk-nrw.de
www.ptk-nrw.de




